
• 1Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 8 

Aktenzeichen .. BKB-:20/10461-01 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnVIJG, § 32 A '>S. 1 Nr. 1 und 2 

i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 a und§ 5 ARegV 

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos 20·1 Dund der V2rleilung durch 

Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Kale nderjahm 202 1 bis ~~023 

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur für Elektri;~iW t, Gm>, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53·1 „1 3 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg, 

den Beisitzer Stefan Albrecht 

und den Beisitzer Bernd Petermann, 

auf Antrag der Avacon Netz GmbH, Schillerstraße 3, 383!50 ~ elrnstedt vertreten 

durch die Geschäftsführung, 

·- t1.n tragstellerin ­
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am 26.07.2021 beschlossen: 

1. 	Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin für das Jahr 2019 sowie 

die Verteilung durch Zu- bzw. Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen der Kalenderjahre 2021 bis 2023 werden gemäß Anlage 1 

dieses Beschlusses genehmigt. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2. 	 Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

Gründe 

1. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 30.06.2020 einen Antrag auf Genehmi­

gung der Zu- bzw. Abschläge aus dem Regulierungskonto des Jahres 2019 gemäß 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 ARegV gestellt. 

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin gemäß§ 67 Abs. 1 EnWG mit Schrei­

ben vom 18.12.2020 Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsichtigten Entschei­

dung der Beschlusskammer zu äußern. Die Antragstellerin hat unter anderem mit 

Schreiben vom 18.02.2021 Stellung genommen. überdies wendet sich die Antrag­

stellerin gegen die nicht Anerkennung der Preisnachlässe auf Umlagen und Ent­

gelte für Messstellenbetrieb und Messung sowie die Nichtberücksichtigung der Auf­

wendungen für EEG-Umlage auf Betriebsverbräuche.· Ferner hält sie die Kürzung 

der Zusatzkosten aus der Umstellung gMSB für unsachgemäß. 

Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat, 

wurde gemäß§ 55 Abs. 1 EnWG über die Einleitung des Verfahrens informiert. Das 

Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehörde wurden gemäß § 58 Abs.1 

S. 2 EnWG beteiligt. 

Im Übrigen wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 
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11. 


1. 	 Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs . 1 und 3 En\tVG die zuständige 

Regulierungsbehörde. Die Zuständigkeit der Beschl sskammer ergibt sich aus§ 59 

Abs. 1 S. 1 EnWG. 

2. 	 Ermittlung der Zu- bzw. Abschläge r:1uf die Erlösobergrenzen 

der Jahre 2021 bis 2023 nach § ti Abs. 3 )!1R~~gV 

2.1 Ermächtigungsgrundlage 

Die Genehmigung der Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Antragstel­

lerin für die Jahre 2021 bis 2023 erfolgt auf Grundlage des§ 2fl Abs. 1 En\NG, § 32 

Abs. 1 Nr. 1 und 2 i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, § 5 AHenV. 

Die Regulierungsbehörde genehmigt gemäß§ 5 Abs . 3 ARegV Zu- bzw. Abschläge 

auf die Erlösobergrenzen der Antragstellerin für die Jahre ~~ OL:·1 bis 2')23, die sich 

aus dem Saldo des Regulierungskontos zum 31.12 .2019 ergeben. Oie ermittelten 

Differenzen nach § 5 Abs. 1 ARegV und die Zu- und J\bsch l i~fl8 sind gemäß § 5 

Abs. 2 ARegV zu verzinsen . 

Für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die entsprechenden Erlösobergren­

zen wird zunächst der Saldo zum 31.12.2019 ermittelt. Dieser wi rd sodann um ein 

Jahr aufgezinst, um zu berücksichtigen , dass die Auflösung des Hegulienmgskon­

tosaldos erst im Jahre 2021 beginnt. 

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2019 erfolgt in drei nleichmäßi­

gen Raten ab dem Jahr 2021 . Zusätzlich erfolgt gemäf1 § 5 Abs. 3 S 3 J\RegV eine 

Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich oebundenen Saldos 

nach § 5 Abs . 2 ARegV. Der Zinssatz für die Aufzinsung im Jahr 2020 und im ge­

samten Auflösungszeitraum entspricht dem 1 O·-jährigen Durchschnitt der von der 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen "festverzir slicher VVe1tp apiere inlän­

discher Emittenten" der Kalenderjahre 2010 bis 2019 in Höhe von 1,0 '1 Prozent. 
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2.2 Positionen im Regulierungskonto 

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich a s § 5 Abs. 1 

ARegV. Für den Elektrizitätsbereich sind dies im Einzel en: 

a) 	 die Differenz zwischen den nach§ 4 ARegV zuli3ssigen Erlöse und den von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlichen Men9enentwick­

lungen erzielbaren Erlösen, 

b) 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kos~:en nach § 11 

Abs . 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und en in der Erlösoberg renze 

diesbezüglich enthaltenen Ansätzen , 

c) 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 

Abs . 5 ARegV i.V.m. der Festlegung volatilfü Koster nach § 11 Abs. 5 

ARegV zur Berücksichtigung von Verlustenergiekosten in der <)r itten Regu­

lierungsperiode und den in der Erlösobergrenze diesbezü9lich enthaltenen 

Ansätzenbzw. der entsprechenden freiwilligen Sei stverp'fl i-:1-rtu g nach § 11 

Abs . 4 S. 2 ARegV , 

d) 	 die Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag 1ach § 1Oa und 

dem Kapitalkostenaufschlag , wie er sich bei der Berüc:ks ic t: igung der tat­

sächlich entstandenen Kapitalkosten gemäß§ Ei Abs. 1 a i~HenV ergibt sowie 

e) 	 die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei effiziente Leistungser­

bringung entstehenden Kosten des Messstellenbetr iebs, zu dern auch die 

Messung gehört, und den in der Erlösobergrenze d iesbflzü ~~ l i ch E~ nthaltenen 

Ansätzen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl der Anschluss­

nutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzb,::;treiber du rchge­

führt wird , verursacht wird und soweit es sich nicht um Kost.ff 1 fü r dEm Mess­

stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen nd intell igenten Messsys­

temen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes hanclel „ In das Regulie­

rungskonto wird auch die Differenz einbezogen, die durch Maß.nahmen des 

Netzbetreibers im Zusammenhang mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 
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EnWG in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 MsbG verursacht 

wird, soweit der Netzbetreiber für die Durchführung zuständig war. 

2.3 	 Differenz zwischen zulässigen i:irfösen und ~~ r1: i elbaren Erlö­

sen 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zul{3ssi~1en Er lö:;e und der von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlich,en Mengen1::ntwicklung er­

zielbaren Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. Die angepasste E lösober­

grenze wird in den Anlagen 3a bis 3c der von d1~r Arrlraigstellerin angepassten Er­

lösobergrenze gegenübergestellt. 

Die in den Einzelbestandteilen der Erlösobergrenze ~1egEmübe r dE!rn / nsatz der An­

tragstellerin ermittelten Differenzen ergeben sich ebenfalls aus den 1~111l a .gen 3a bis 

3c . Soweit die Antragstellerin im Erhebungsbogen z m Hegulimu1 gskonto andere, 

vom Erhebungsbogen zur Anpassung der Erlösobergrenze abvrHichende zulässige 

Erlöse angesetzt hat, resultieren hieraus in den Anlagen 2 und ~ia untflrsc iedliche 

Differenzen zwischen den Angaben des NetzbE~trei be rs und den durch die Be­

schlusskammer ermittelten Werten. Es hat sich eine Differenz in Höhe von 

geben. 

2.3.1 	 Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 AHegV. Dabei sind die gemäß 

§ 4 Abs. 1 und 2 ARegV bestimmten Erlösobergrenzen nach Nlaßgabe von § 4 

Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich von der Antragste llmin anzupassen . 

Dies umfasst insbesondere die zulässige Anpassung der jeweilig1211 f<alen derjährli­

chen Erlösobergrenze in Folge von Änderungen des Verbrauchmpmis.gesamtinde­

xes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) sowie Ancferun!;en von dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 6a, B, 8b bis 

11, 12a bis 13 und 17 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 4 AReqV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 ARegV) . 
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Kosten oder Erlöse aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter 

Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), der l\Jachrüstunq ~ 1ernäß der 

Systemstabilitätsverordnung (§ 11 Abs. 2 S. ·1 Nr. 5 f.\RE~~]V) , genehmigten 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), der 

Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs . 2a ARegV (§ 1·1 Jl.bs. 2 S. 1 Nr. 6a 

ARegV) , aus vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 J\HegV), aus der 

Auflösung von NetzanschlusskOstenbeiträgen und 13aukostenz.rschüssen (§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV) sowie aus Entschädigungen nach§ 15 Abs . 1 EEG, die 

die Voraussetzungen des§ 15 Abs . 2 EEG erfüllen (§ 11 Abs. :~ S. 1 Nr. 17 ARegV 

können auf Basis von Planwerten angepasst werden und fließen im Hallmen eines 

Plan-lst-Abgleichs in das Regulierungskonto ein. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 

Abs . 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV in analoger Anwendung erfo lgen . 

Zudem können jeweils auf Antrag der Antragstellerin gemäl1 § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

und 2 ARegV Anpassungen der Erlösobergrenze in Fol9e von be:;chiedenen 

Anträgen nach Maßgabe des§ 1Oa ARegV (Kapita lkostenaufschlag) und einer nicht 

zumutbaren Härte (Härtefall) gewährt werden. Die Anpassung a1ufgrund Hines vor­

herigen Saldos eines Regulierungskontos erfolgt nach § 4 Ab~~ . 4 S. 1 i'Jr. 1a, S. 3 

ARegV. 

Eine weitere Anpassung der Erlösobergrenze ist gemäß, § 4 Abs. 5 ARegV nach 

Maßgabe des§ 19 ARegV (Qualitätselement) möglich. 

Eine Änderung der Erlösobergrenzen erfolgte bei der AntragstE:lle r ~ n auch aufgrund 

von Teilnetzübergängen nach§ 26 Abs . 2 bis 5 ARegV. Die zu berücksichtigenden 

Teilnetzübergänge sind in Anlage 3c ausgewiesen. Gegenüber den von der An­

tragstellerin ausgewiesenen Netzübergängen hat sicl1 eine .A.bweichung in Höhe 

von - ergeben, da die Netzübergänge im Zeitpunkt de r J\npassung der 

Erlösobergrenze 2019 noch nicht abgeschlossen waren. 

Aufgrund der verspäteten Festlegung der Erlösobergrenze haben sich Abweichun­

gen bei den vorübergehend nicht beeinflussba ren Kostenanteilen 1nd der daraus 
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resultierenden Anpassung des Verbraucherpreisindex sowiE~ des r:::>roduktivitätsfak­

tors ergeben. 

Die Abweichungen werden 	in der nachfolgenden Tabe lle dargestE1lk 

·-----------..,
Abweictllmg 

~-~ 

vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile 

Effizienzbonus 

Anpassung VP~ I VP~ 

Anpassung PF, 

2.3.1.1 	 Änderungen des Verbraucherpreiisgesamtindexes 

nach § 8 ARegV (§ 4l Abs. 3 S. 'I Nr. 1 ARt~!~V) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze ist die Änderung des Verbrau­

cherpreisgesamtindexes nach§ 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist für das 

Jahr 2019 gemäß § 8 S. 2 ARegV der Verbraucherpreis9esamti11cle,c des ,Jahres 

2017 in Höhe von 109,30 zu verwenden. 

2.3.1.2 	 Änderungen von dlauerlh1ai1t n!chit beei 11·flussbaren 

Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. ·1 Nr. 1, 3, 7, Sb 

bis 12a und 14 sowio S. 2 ~md 4 ~~Fte~~V 1[§ 4 Abs. 3 

S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV) 

Kosten oder Erlöse aus gesetzlichen Abnahme- u d Ver~JOtu119~; ptlichten (Nr. 1 ), 

Betriebssteuern (Nr. 3), Mehrkosten für die Errichtung, Zahlungen an Städte oder 

Gemeinden nach Maßgabe von § 5 Abs. 4 StromNEV (Nr. Sb), betrieblichen und 

tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versor~1 u ng~.leistungen, 

soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgesc lo~.s ~n worden sind 

(Nr. 9), der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs·- und Personalratstätigkeit 

(Nr. 10), der Berufsausbildung und Weiterbildung irn Untmne r en nd von 

Betriebskindertagesstätten für Kinder der im Netzberr:!ic'l beschäftigten 

Betriebsangehörigen (Nr. 11), Forschung und Entwickl ng nach rv·aßgabe des § 

25a ARegV (Nr. 12a) sowie Kosten und Erlöse nach ~~ 11 Abs. 2 S. :~ und 4 ARegV 
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wurden vom Netzbetreiber gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV jeweils auf 

die im vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten angepasst 

2.3.1.3 	 Änderungen von dauerhiaf11: nicht lbe i 11·nussbaren 

Kostenanteilen naclh § 1·1 Abs. 2 S. ·1 Nr. 4 bis 6a, 8, 

13, 16 und 17 ARegV (§ 4 Ab:s. :~ S. ·1 Nr. 2, 2. HS 

ARegV) 

Kosten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vor9e lagertm f\letzebenen (§ 11 

Abs . 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), für die Nachrüstunq aufgrund der 

Systemstabilitätsverordnung (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 ARegV), aw ; genehmigten 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV (§ 1'I Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV), der 

Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV (§ 1 ·1 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a ARegV) , 

aus vermiedenen Netzentgelten(§ 11 Abs . 2 S. 1 Nr. 8 ARe9V), aus de. J\uflösung 

von Netzanschlusskostenbeiträgen und BaukostenzuschiJssen (§ 11Abs. 2 S. 1 Nr. 

13 ARegV), sowie aus Entschädigungen nach § 15 Ab~:„ ·1 EEG, die die 

Voraussetzungen des § 15 Abs . 2 EEG erfüllen (§ 1"1 Abs. 2 S. i Nr. 17 ARegV) 

wurden vom Netzbetreiber auf Basis von Plankosten gemäß § 4 Abs . :3 S. 1 Nr. 2 

ARegV angepasst. 

2.3.1.4 	 Anpassung nach MalßgabE~ des§ 5 J~RegV {Saldo des 

Regulierungskontos) g1amiaH~ § 4 J~ lbs . 4 .S. 1 Nr. 1a 

ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 5 A ·::iegV gemäf5 § 4 Abs. 4 S. 1 

Nr. 1a ARegV angepasst. Hinsichtlich der Kalenderjahre 20·1 3 .') is 2C 16 sowie 2017 

erfolgten durch die Beschlusskammer zunächst eine vorläufige und Hchl ieQ,l ich eine 

endgültige Bestimmung der Salden und der Vertei l n9 auf sechs bzw. dn~ i Kalen­

derjahre durch Zu- und Abschläge auf die Erlösoberg enze !Jem. fi 34 Abs. 4 und§ 

5 Abs. 3 S. 2 ARegV (Az. jeweils BKS-17/10461 -01 1 nd BK8- 18/"IC1461-01) . Maß­

geblich für die Bestimmung der zulässigen Erlöse fü r den Saldo dEB .Jahres 2019 

ist der endgültige durch die Beschlusskammer festgelegte Zu·· bzw . Abschlag . Et-
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waige Abweichungen der von der Beschlusskammer 'festgestEd lten Auflösungsbe­

träge aus den Regulierungskontosalden 2013 bis 2016 und 2017 zu den Angaben 

der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 3a zu entnehmen. 

Die Abweichungen ergeben sich aus der nachfolgenden Tabel le. 

·---------~ 

Saldo Regulierungskonto 

davon Regulierungskontosaldo (2013·2016) 

davon Regulierungskontosaldo (2017) 

2.3.1.5 	 Anpassung nach Maßgabe des§ 191 ARegV (Qualität­

selement) gemäß § 4 Abs. 5 AfitegV' 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 19 ARegV (Cl ualitfüselement) 

gemäß§ 4 Abs. 5 ARegV angepasst (Aktenzeichen Bl<.8-13/10461 -8 '1). Daher ist 

diese Anpassung bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in der 

Anlage 3a berücksichtigt worden. Abweichungen des von der Besch lusskammer 

ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 

3a zu entnehmen. Es haben sich keine Abweichungen ergeben. 

2.3.1.6 	 Sonstiges 

Der Netzbetreiber hat unter der Position Sonstiges einen Betrag in Höhe 

von - für „Abschmelzung bMSB/gMSB" von s.einer Erlösobmorenze abge­

zogen . Diese Absetzung wurde von der Beschlusskamn er nich· berücksichtigt, da 

die Veränderungen im Messstellenbetrieb nach § 5 Abs. 1 S. 3 Af<.eg\/ irn Regulie­

rungskonto zu berücksichtigen sind (vgl. Ziffer :2.Ei .) . 

2.3.2 	 Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zu­

lässigen Erlösen und den von der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tat­
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sächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen im Regulierungskonto zu erfas­

sen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatst!1c:h lici1 im jeweiligen 

Jahr durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerl:E!l'I mit dE:m zuvor m Rahmen 

der Verprobungsrechnung gemäß § 20 StromNEV E!rmittelte Entt~elte n . Bei der 

Bestimmung der erzielbaren Erlöse ist somit auf die tatsächlich physikalisch durch­

geleiteten Mengen und die in Anspruch genommenen Leistun ~~en abzustellen, un­

abhängig davon, ob Forderungen uneinbringlich waren oder Rabatt<:; gewährt wur­

den. 

Die Antragstellerin hat die zur Ermittlung des Regu l ierun~1skontosa ldos erforderli­

chen tatsächlich erzielbaren Erlöse des abgelaufenen l<alenderjal1res im Rahmen 

der Antragstellung der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskamrnm ergeben sich die 

in Anlage 2 dargestellten erzielbaren Erlöse. 

2.3.3 Kommunalrabatt 

Die Antragstellerin hat Erlösminderungen nach § 3 /~.bs . 1 l<AV in Höhe von 

- geltend gemacht, die über eine Rabatt ierung des Ne1z e tgeltes hinaus­

gehen. Unter anderem sind darin Rabatte auf Umlagen und Mess.entnelte enthalten . 

Gemäß§ 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV dürfen Versorgungsunternehmen Gi:;rnE;inden Preis­

nachlässe für den in der Niederspannung abgerechneten Eigenverbrauch der Ge­

meinde in Höhe von bis zu 10 Prozent des Rechnungsbetrages für den Netzzugang 

gewähren, sofern diese Preisnachlässe in der Redmung offen ausgewiesen wer­

den. Gemäß § 17 Abs. 2 StromNEV setzt sich das Netzentgelt pro Entnahmestelle , 

d.h . der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV in Bezug genommene Rechmwg~ bet rag für den 

Netzzugang, nur aus dem Jahresleistungs- und dem ArbE~ itspre is zusammE;n . Dem­

zufolge werden die Preisnachlässe auf Umlagen und E tgelte für rvle~. sste llenbe­

trieb und Messung in Höhe nicht erlösmindernd berücksichtigt. 
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2.4 Differenz aus Kosten nach§ 1·t J~bH. 2 S. 1 " Ir. 4 bis Ga, 8, 13 

und 17 ARegV 

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpa ~~s ung der k:ilenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 01 . Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung 

von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nacl § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 

6a , 8, 13 und 17 ARegV auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze 

Anwendung finden soll. 

Die diesbezüglich in dem jeweiligen Erlösobergrenzenjahr enth altenen F' lanansätze 

sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten negenüberzustel­

len . Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs . 1 S. 2 

ARegV zu berücksichtigen. 

Die Antragstellerin hat die tatsächlich entstandenen Kosten und Erlöse 9ernäß § 11 

Abs . 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a , 8, 13 und 17 ARegV aus 

a) der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter l\Jetzebemm, 

b) der Nachrüstung nach SysStabV, 

c) genehmigten Investitionsmaßnahmen nach § 23 Al:;:egV, 

d) der Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV, 

e) vermiedenen Netzentgelten, 

f) der Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und 13aukc stenzuschüssen , 

g) Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen des § 15 

Abs. 2 EEG erfüllen , 
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1 Bei der Bestimmung der auszuzahlenden vermiedenen Netzentgel t e ist ab dem Ka lenderjahr 2018 nach 
Maßgabe des§ 18 StromNEV i.V.m. § 120 EnWG das SchattenprE?isblatt des j eweiligen vo rgelagerten Netz­
betreibers zu Grunde zu legen (vgl. Hinweise der Besch lusskarnrner 8 wr .~ n passu ng d ~r EilöS•)bergrenze). 
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übermittelt. 1 

In der Anlage 2 werden diese Werte den von der Besch lus~:.ka :ri rnE?r ermittelten 

Werten gegenübergestellt. 

2.4.1 Entschädigungen nach § 1!) Abs. 1 IEEG 

Der Netzbetreiber hat unter der Position „Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG" 

Aufwendungen für den Redispatcheinsatz des Kraftwerks Wil elm~.hafen in Höhe 

von - geltend gemacht. Diese Aufwendungen sind nicht a :s dauerhaft nicht 

beeinflussbare Kostenanteile zu berücksichtigen. Einer F~ecfi s pat:ch-Maßnahme 

liegt gerade keine Abnahmepflicht der Antragstellerin zu Grunde. Bereits dem Wort­

laut des § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 ARegV nach ist es aber erforderlich, da:;s stets auf 

einander bezogene, korrespondierende Abnahme- und Vergütu gspflichten vorlie­

gen. Das Vorliegen einer reinen Vergütungspflicht erfü llt sornit nicht alle Tatbe­

standsmerkmale des § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 ARegV. D ii:~ vorn Netzbe1 re iber angege­

benen Kosten für gesetzliche Abnahme- und Vergütungsverpfli ch1 nge werden 

daher nicht als dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten berücksichtiff . 

2.5 Differenz aus dem genehmigtien Kapital ~~ostnnaufschlag 

und dem Kapitalkostenaufschla.~1 , wie ur sich bei dell' Berück­

sichtigung der tatsächlich entstandenen t<o st<~n E~ rg1ibt 

Die Beschlusskammer hat gern. § 1Oa ARegV gegen " be r dfä Antra!~stellerin einen 

Kapitalkostenaufschlag auf die Erlösobergrenze des Jahres 2019 für Kctpitalkosten 

genehmigt, die aufgrund von nach dem Basisjahr 20·15 getätiqte r1 lnve·stitionen in 

den Bestand betriebsnotwendiger Anlagegüte r entstehen (Al<t13n zeichen: BK8­

18/10461-25). 

Die Antragstellerin hat gemäß § 5 Abs. 1a ARegV die Differe!nz au::; c'ern genehmig­

ten Kapjtalkostenaufschlag für das Jahr 2019 und dem Kapi"alkostenaufschlag, wie 



er sich bei der Berücksichtigung der tatsächlich e11tsta11di:rnen l<apitc1lkosten (bezo­

gen auf Investitionen der Jahre 2017 bis 2019) ergibt, ermittelt und i3JUf dem Regu­

lierungskonto verbucht. Hierzu hat sie der Besc lussl<ammer gern. § f.i Abs. 4 S. 2 

ARegV Angaben zur Höhe der tatsächlich entstandenen l<apitalk:o stE ~ der dem Ka­

pitalkostenaufschlag zugrunde gelegten betriebsnotwend igen ,L\nlagngi.her überryiit­

telt. 

Die Beschlusskammer hat in der Genehmigung zum KapitalkostenaLfschlag bereits 

darauf hingewiesen, dass im Verfahren zur Genehmigung des RE~!~ u l inrungskonto­

saldos eine materielle Prüfung der Ist-Kosten erfolgen w ird . Himbei sind die materi­

ellen Vorgaben des § 1Oa ARegV zu beachten. Dies t.etrifft alle hier relevanten In­

vestitionen der betreffenden Kalenderjahre nach dem Basisjahr. ln 80WE~it ist der Be­

schlusskammer, auch soweit bereits im Verfahren .zur Genehmigung des Kapi­

talkostenaufschlags vom Netzbetreiber für einzelne Jahre auf lst- l<ostE31l abgestellt 

wurde, eine materielle Prüfung im Regulierungskonto nicht verv1ehrt. Vl/eder be­

stimmt§ 1Oa ARegV, dass eine Prüfung von lst--Kosten , soweit sie be re its vorliegen, 

zwingend hier abschließend stattzufinden hätte; noch sperrt die He!Je lung des § 5 

Abs. 1a ARegV eine solche Prüfung im Regulierungskonto. VVenn der ~·I E ~tzbetreiber 

im Regulierungskonto die Differenz aus dem genehmigtEm Kapita lkoste·naufschlag 

nach § 1Oa ARegV und dem Kapitalkostenaufschlag , wie er sich ei der Berück­

sichtigung der tatsächlich entstandenen Kapitalkosten er~1ibt b1aantrc::1gt, bezieht 

sich die diesbezügliche materielle Prüfung auf alle rE~ l evanten Kalenderjahre. 

Ein Kapitalkostenaufschlag kann nur für betriebsnotwenclige Maf:">nahmen beantragt 

werden , die nach den vom Netzbetreiber praktizierten Af~tivimu gsgr ndsätzen 

auch im Basisjahr aktiviert worden sind bzw. wären . Die Aktivierungsgrundsätze 

sind stetig anzuwenden. Die Beschlusskammer geht davon aus, 1fass die Antrag­

stellerin ihre Aktivierungspraxis stetig angewendet hat. Sie beh.äl t sich eine Rück­

nahme oder einen Widerruf für den Fall vor, dass sich hera sst1:i llE!n solh:e, dass die 

Aktivierungspraxis verändert wurde . 

Der Kapitalkostenaufschlag kann nur für lnvestitioner genehmigt 'NE!1rclen , die nach 

dem Basisjahr getätigt wurden . Investitionen, die bis zum ocler im 3asisjahr getätigt 
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wurden, sind Bestandteil der festgelegten Erlösobergmnze nach§ 2B Abs. 1 EnWG 

i.V.m. §§ 32 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 ARegV. In Zusammenhang rnit nach dem Basisjahr 

stattfindenden Netzübergängen bedeutet dies, dass d!e bis zu 111 oder im Basisjahr 

getätigten Investitionen bzw. die daraus resultierenden Kapitalkoste 1, di1a den über­

gehenden Netzteil betreffen, nach den Vorgaben des § 2E> ARe·;iV als Anteil der 

Erlösobergrenze auf den aufnehmenden Netzbetreiber ü berira~~ en werden. Die Auf­

teilung eines Kapitalkostenaufschlags ergibt sich daraus nicht. Alle lnvestitionen 

bzw. die daraus resultierenden Kapitalkosten, die nach dern Basisja r getätigt wur­

den, sind nicht Bestandteil der festgelegten Erlösobergrenze. Für diese Investitio­

nen kann der aufnehmende Netzbetreiber eine Antrag auf Ka )italkostenaufschlag 

stellen. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass die Antragstt~ l leri n in ihrem 

Antrag keinerlei Anlagengüter geltend gemac t hat, die aufgrund e im~s l\letzüber­

gangs auf einen anderen Netzbetreiber übergegange-n sind . Sie b<ahält sich eine 

Rücknahme oder einen Widerruf für den Fall vor, dass sich herausstellen sollte, 

dass derartige Anlagengüter in den Kapitalkostenaufschlag eingeflcmsen sind. 

Die Verzinsungsbasis ergibt sich nach § 1 Oa Abs. 5 ARe~1V aus -1en kalkulatori­

schen Restbuchwerten der berücksichtigungsfähigen Anla~1en bewertet zu histori­

schen AK/HK nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 StromNEV. i~nzu setzen ist da::>ei der Mit­

telwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand . 

Gemäß der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs wurden die A schaffungs­

und Herstellungskosten im Zugangsjahr im Jahresanfangs esta.-1d berücksichtigt 

(vgl. BGH, Beschluss v. 10.11.2015, EnVR 42/14.). Ausg1:~nomrnen hiervon sind 

Grundstücke und Anlagen im Bau, da diese - anders als die vorn Bundesgerichtshof 

adressierten Anlagen - nicht abgeschrieben werden. Diese Vorgehensweise steht 

nach Auffassung des OLG Düsseldorf in Einklang mit der Vorgaben dE?s § 1 Oa 

ARegV i.V.m. § 7 GasNEV; der Ansatz eines .Jahresanfan~1sbestands von Null im 

Rahmen der Mittelwertbildung begegnete keinen richterlichen Bedenken (vgl. OLG 

Düsseldorf, Beschluss vom 07.03.2019, Vl-3 Kart 166/'17 [V], S. 45 ff.). Dies gilt 

entsprechend für die Regelungen der StromNEV. 
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Von den ermittelten Restbuchwerten in Abzug gebracht vverden die Mittelwerte des 

Jahresanfangs- und Jahresendbestands der Restwerte der Netzam.ch 'usskosten­

beiträge und der Baukostenzuschüsse gern. § 7 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 StromNEV, die 

die Antragstellerin im relevanten Zeitraum hinsichtlich der berücksichtigungsfähigen 

Anlagengüter erhalten hat. Der Bundesgerichtshof hat diese Vorgehensweise be­

stätigt (vgl. u.a. BGH, Beschluss vom 05.05.2020, EnVR 59/19). 

Für den kalkulatorischen Eigenkapitalzinssatz ist gemäß § 1Oa Abs. 7 S. 2 ARegV 

der nach§ 7 Abs. 6 StromNEV für die dritte Reg ulierung !~per iocl e 9eltende Zinssatz 

für Neuanlagen anzusetzen (vgl. u.a. BGH, Beschluss vom 0&).05 .2020, EnVR 

59/19) . Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 

05.10.2016, unter dem Aktenzeichen BK4-16/160, für die Dauer der drittErn Regu­

lierungsperiode den Eigenkapitalzinssatz fü r den AntE?il des Eigenkapitals, der die 

zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 6,91 % nach 

Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer festgelegt. 

Die Höhe des FK-Zinses bestimmt sich gern . § 1Oa Abs. 7 S. 3 ARegV nach § 7 

Abs. 7 StromNEV. Es ist auch insoweit der für die Berechnun~1 der :: rlösobergren­

zen der jeweiligen Regulierungsperiode geltend1~ Zinssatz anzuwenden. Dieser be­

trägt in der dritten Regulierungsperiode 2,72 %. 

Der anzuwendende Mischzinssatz berechnet sich wie folgt: 

6,91 X 0,4 + 2,72 X 0,6 =4,396. 

Der sich aus den Vorgaben der ARegV ergebende unc. ir 1 Rahmen des Kapitalkos­

tenaufschlags anzuwendende gewichtete Mischzins beträgt damit 4,39Ei %. 

Im Übrigen verweist die Beschlusskammer auf die Hinweise der Bundesnetzagentur 

vom 11.05.2020 zum Verfahren zur Anpassung der Erlösobergn:!nze aufnrund eines 

Antrages auf Genehmigung eines Kapitalkostenaufschlags nach § 4 Abs. 4 Nr. 1 i. 

V.m. § 1Oa ARegV für die dritte Regulierungsperiode Gas (201 8 bis 2022) bzw. 

Strom (2019 bis 2023). 
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In der Anlage 5 werden die Werte der Antragstellerin d1:m von der l3es.... hlusskam­

mer ermittelten Werten gegenübergestellt. Daraus ergibt sich insgesamt eine Ab­

weichung in Höhe von ­

2.5.1 	 Kapitalkosten aus Vorjahren 

Die Antragstellerin hat in der Anlagengruppe Kabel 1 kV Sachanlagevermögens­

werte aus den Kalenderjahren 1996 - 2007 geltend gemacht (vgl. An lage 5). Eine 

Berücksichtigung von Kapitalkosten der Jahre vor dem Basisjahr ist ausgeschlos­

sen. Die aus dem nicht regulierten Bereich übernommenen Sachanlc::gevermögens­

werte werden von der Beschlusskammer nicht berücksichtigt, da die Aktivierung der 

vorgenannten Anlagen bei der Antragstellerin nach E! igenen Angaben (Email vom 

09.03.2021) auch erst im Kalenderjahr 2020 aktiviert wurden. 

2.5.2 	 Im Jahr 2019 aktivierte Grundst l'1i1:ke 

Während die Antragstellerin die im Jahr 2019 ak ivierten Anlagen ir Bau im Rah­

men der Überleitungsrechnung selber kürzt, setzt sie fü r das Jahr 20·1 n die Werte 

der angeschafften Grundstücke im Anfangsbestand an. Mit der obigen Begründung 

bleiben aber auch im Jahr 2019 Grundstücke angeschaffte Grundstücke bei der 

Mittelwertbildung im Anfangsbestand unberücksichtigt. 

2.6 	 Differenz zwischen den für das ~(Calendewj;31 hr entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs (zu ch~m auch olif~ Messung 

gehört) und den in der Erlösobr;1·grem~e diEishe;z:(iglich ent­

haltenen Ansätzen 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegVwird in das Regulierungskonto die Differenz zwischen 

den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringunr:i entstehenden Kosten 

des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehört, und dE:n in der Erlös­

obergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen einbezogen. Die Einbeziehung er­

folgt soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der Anse lussnutzer, bei 

denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgefüh1i wird , verur­
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sacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Messstellenbetrieb von mo­

dernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel­

lenbetriebsgesetzes (MsbG) handelt. 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 4 ARegV wird in das Regulierunnskonto auch die Differenz 

einbezogen, die durch Maßnahmen des Netzbetreibers im Z sammenhang mit§ 40 

Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 EnWG in Verbindun!~ mit§ 55 J~.bs . 1 Nr. 4 oder Abs. 2 

des MsbG verursacht wird, soweit der Netzbetreiber für die Durchfü rung zuständig 

war. 

Nach§ 7 Abs. 2 MsbG sind die Kosten des Messstellenbetriebs vo1 modernen Mes­

seinrichtungen und intelligenten Messsystemen nicht in der Erlö.sobergrenze und 

den Netzentgelten des Netzbetreibers zu berücksichtigen, sondern dem grundzu­

ständigen Messstellenbetreiber für moderne Messeinrichtun~1Ern und intelligente 

Messsysteme zuzuordnen. Die Kosten für die Abrechn un~J der Netznutzung von 

modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen vmbleiben beim 

Netzbetreiber und sind weiterhin Bestandteil der Netzentgelte. 

Die Antragstellerin hat die Kostenveränderung für den Messstellen ietrieb, zu dem 

auch die Messung gehört, übermittelt. Hiernach haben sich Diffemnzen ergeben . 

Die Antragswerte werden in der Anlage 4 den von der Beschlusskammer geneh­

migten Werten gegenübergestellt. 

2.6.1 Kostenveränderung durch den Einbau von modernen Mess­

einrichtungen und intelligenten Messsystemen 

In das Regulierungskonto sind gemäß § 5 Abs. 1 S. 3 AReg / Kostendifferenzen 

einzubeziehen, die sich durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer irn Bereich 

des konventionellen Messstellenbetriebs ergeben . Du rch d1:m Au:3.ta sch von kon­

ventionellen Messeinrichtungen gegen moderne l\/lessf~inrichtunge. 11 und intelligente 

Messsysteme reduziert sich die Anzahl der Ansch lussnutzer, die dem Bereich des 

konventionellen Messstellenbetriebs und damit derri Netzbetreib1;r zuzuordnen 

sind, während die Anzahl der Anschlussnutzer, die vom grundzus ändigen Mess­
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stellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme be­

treut werden , steigt. Auch alle Kommunikations- und Softwareanwe dungen für die 

Aufgaben des grundzuständigen Messstellenbetreibers für mode rne Messeinrich­

tungen und intelligente Messsysteme sind diesem zuzuordnen. Folglich reduzieren 

sich die Kosten des Netzbetreibers für den konventionelle Messstellenbetrieb im 

Vergleich zu den in der Erlösobergrenze enthaltenen Ansätzen. 

Der Netzbetreiber hat eine Kostenreduktion in Höhe von angegeben. 

Die Beschlusskammer hat mit einer eigenen Berechnung die KostBnveränderung 

des Netzbetreibers nachvollzogen, die sich durch den Einbau von mod1:m1en Mes­

seinrichtungen und intelligenten Messsystemen ergibt. Hierbei hat die Beschluss­

kammer in einem ersten Schritt die Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Zähler 

durch eine moderne Messeinrichtung im Sinne des § 2 Nr. 15 MsbG i.V.m. § 61 

Abs. 1 Nr. 4 MsbG (Speichertiefe für moderne Messei nrichtun1~en) oder ein intelli­

gentes Messsystem im Sinne des§ 2 Nr. 7 MsbG ersE:!tz:t wurde, mr,1it elt. 

Der Bestand der intelligenten Messsysteme und modernen Mr3ss.ei lrichtungen im 

Basisjahr 2016 betrug Null, so dass die Gesamtzahl der intelligenten Messsysteme 

und modernen Messeinrichtungen, die bis zum 31.12.2019 eingebaut wurden, zu 

einer Verringerung der Erlösobergrenze führen muss. Ansch lier?>en d wird die Anzahl 

der modernen Messeinrichtungen mit dem Preis für Eir tc1rifzähler (Haushaltszähler) 

multipliziert. Dieser Wert fließt als Kostenminderung in die Ermittkmg d13s Regulie­

rungskontosaldos ein. Die Zähler, die aus der Erlösobergrenze herausfallen, wer­

den dabei pauschal mit dem günstigsten Preis für den MessstE~ ll ~mlJe rieb und die 

Messung bewertet. Diese Herangehensweise der Besc:h l Jsskammer gellt zu Guns­

ten der Antragstellerin davon aus, dass der Austausch zunächst bei den günstigeren 

Messeinrichtungen stattfindet. Die Herangehensweise würdigt dabei den Aufwand, 

den ein vollständiger Nachweis der tatsächl ich entsta nde en ~Co~,te und eine de­

taillierte Darstellung der umgebauten Zähler bei der Antrag s'tE!ll ~!ri n verursachen 

würde und insoweit nicht mehr verhältnismäßig wäre. 

Aufgrund des frühen Stadiums des Rollouts und zah lreicher offener r=ra~1 en erkennt 

die Beschlusskammer weiterhin ohne weiteren achweis bis zu 25 % der Kosten 
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für an den grundzuständigen Messstellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen 

und intelligente Messsysteme abgehende Kosten als Systemkosten des Netzbetrei­

bers an, die nicht aus den Erlösobergrenzen heraus~1elöst werden. Anhand dieser 

Pauschale wird einerseits berücksichtigt, dass ein groß,fä Teil d13r Kosten einer aus­

getauschten Messeinrichtung beim Netzbetrieb nicht me r anfä llt, andererseits ge­

wisse Kosten beim Netzbetreiber zumindest vorübergehend verbleiben können . 

Die Beschlusskammer behält sich weiterhin vor, in Folgejahren insbesondere auf­

grund neuer Erkenntnisse und bei steigenden Antei len der auf den 1~ ru ndzuständi­

gen Messstellenbetrieb für moderne Messeinrichtungen u d intell igente Messsys­

teme übergehenden Stückzahlen bei der künftigen Bestimmung von Regulierungs­

kontosalden auch abweichende Prüfansätze zu wäh len. Angesichts der möglichen 

gemeinsamen Wahrnehmung der Marktrollen des \/erteilemetzl>etr·3ibers und 

grundzuständigen Messstellenbetreibers für moderne M13SSi'.!inricMungen und intel­

ligente Messsysteme sind Schlüsselungen der Kosten auf beide Rollen möglich . Es 

sind EDM- und Zählermanagementsysteme am Markt verfügbar, di•3 aufgrund der 

nicht erforderlichen informatorischen Entflechtung zwischen den M2rktrollen inner­

halb des Verteilernetzbetreibers auch nicht zu zusätzlichen l.. izenz9ebühren o.ä. 

führen . 

Der Kostenabzug für die im Rahmen des Rollouts we·gfall13ndl:m konve tionellen 

Zähler bezieht sich nicht auf die Kapitalkosten des Netzbetreibers. OiesEi sind durch 

den im Ausgangsniveau berücksichtigten Kapitalkostenabzug bemits mit Festle­

gung der Erlösobergrenze für das Jahr 2019 abgesenkt word13n . DiE~ 13eschlusskam­

mer berücksichtigt auf Grundlage der Angaben des Netzbetn:!ibers eirn:m Kapi­

talkostenanteil bei den konventionellen Zählern in Höhe von- Die oben be­

schriebene Berechnung der remanenten Kosten erfol!Jt daher nur ciuf den OPEX­

Anteil in Höhe von - bezogen.· 

Nach Berechnung der Beschlusskammer ergibt sich damit Edne l<ostenrninderung 

durch den Einbau von modernen Messeinrichtunger und intell i~J ie ntE n Messsyste­

men in Höhe von - Gegenüber den Angaben <fos Netzbetrsibern ergibt 

sich daraus eine weitere Verminderung um ­
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2.7 Sonstige Erlöse 

Unter der Position „Sonstiges" hat die Antragstellerin Koste:n bzw. Erlöse in einer 

Gesamthöhe von angesetzt. Alle Bestandteile der ~Je l tE:nd gemachten 

Kosten sind überblicksartig in der nachfolgenden Tabelle darge~•te llt. 

.-------------------.--­·--·----- - - -----------. 
Net?:betreiber-

BNetzA.Werte 
Bezeichnung .EUR] 

Zusatzkosten durch Wechsel zu gMSB 

lnsoli..enz Flex-Gruppe - Vergleichszahlung lt. OLG-Beschluss 

EEG-Umlage auf Betriebsi..erbrauch 

Im Einzelnen: 

2.7.1 Zusatzkosten gMSB 

Die Antragstellerin macht „Zusatzkosten durch Wechsel zu !~ MSB" in Höhe von 

geltend. Dies Antragstellerin hat mit Ihrer Stellu gnah111e vom 1B.02.2021 

dargelegt, dass es sich bei diesen Kosten um zusätzl iche AufwHr:du11gen im Netz­

bereich handele, die durch den Austausch von Zählern verursacht wären . Darunter 

fielen Aufwendungen für Sichtkontrollen zusätzliche Demontagen 

zusätzliche Ablesungen - und ein Ausqleich für den Kapi­

talkostenabzu 

Es ist indes keine Anspruchsgrundlage ersichtl ich, mit dm die Antra!JS ·e:llerin diese 

Kosten im Rahmen des Regulierungskontos gHltend machen könnte. Auch § 5 

Abs. 1 S. 3 ARegV bietet keine Möglichkeit derartige Kosten z:u berücksichtigen. 

Dort heißt es: „Einbezogen in das Regulierungskonto wird darüber hinaus die Diffe­

renz zwischen den für das Kalenderjahr bei effizienter Leist m9serbringung entste­

henden Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung Jel1ört, und den 

in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soy1e,it d i~~.e Differenz 

durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer. bei genen der Messstellenbetrieb 

durch den Netzbetreiber durchgeführt wird , verursacht.wi rd_und soweit es sich nicht 

um Kosten für den Messstellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intel­

ligenten Messsystemen im Sinne des Messste llenbetriebsgeset;~es handelt." Die 
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Antragstellerin trägt einen solchen unmittelbaren Zusarnrnenhan !~ zwischen der Än­

derung der Anzahl der Anschlussnutzer und der Kostenverä nd 1~ru ng gar nicht vor. 

2.7.2 Insolvenz Flex-Gruppe 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen dm1 nach § 4 ARegV 

zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter lßeri.icksichtigu;1g der tatsäch­

lichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen im Regulierunf1skonto zu erfassen. 

Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsächlich im jeweiligen Jahr 

durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerten und den zuvor irn Rahmen der 

Verprobungsrechnung gemäß § 20 StromNEV ermittelten Entgelten. Die erzielba­

ren Erlöse ergeben sich aus dem Produkt der tatsächlich physikal isch durchgeleite­

ten Mengen und den in Anspruch genommen Le istun ~1 e n und den vom Netzbetrei­

ber jeweils angesetzten Preis, unabhängig davon, ob FordE~ru ngen neinbringlich 

waren . Aus diesem Grund. sind auch die vom Netzbt~treiber hilfsweise unter den 

sonstigen Entgelten für das Jahr 2019 angesetzten l nsolvenza usfa ll bet r~ige in Höhe 

von - nicht anerkennungsfähig. Ein Abg leid der in dm Erlösobergrenze 

enthaltenen Werte mit den tatsächlich eintretenden Koste ist nicht vo rgHsehen . § 5 

Abs. 1 ARegV gibt vor, welche Kostendifferenzen im Rahmen des Regulierungs­

kontos abgeglichen werden. Forderungsausfälle sind davon nicht e1-fasst. Insofern 

scheidet eine Berücksichtigung aus. Dies entspricht auch de 'Willen des Verord­

nungsgebers, der in § 5 Abs. 1 ARegV von 11erzielbaren Erlösen" und nicht von ,,tat­

sächlich erzielten Erlösen" spricht. Den Netzbetreibern stehen ve rsc ied1ene Mög­

lichkeiten (Sicherheitsleistungen, Vorkasse, Sperre des 1 etzzugangs) während der 

Regulierungsperiode zur Verfügung, um rechtze itig auf drohende Zc..hlungsausfälle 

zu reagieren. 

2.7.3 EEG-Umlage auf Betriebsverb ra1u1ch 

Der Netzbetreiber gibt für das Jahr 2019 Aufwendungen fü r E EG-Umlage auf Be­

triebsverbräuche in Höhe von an. Der Betriebsverbrniuc umfasst den 

Betrag, den der Netzbetreiber zur eigenbetrieblichen Versorg u g mit Strom, Was­

ser, Gas etc. verwendet. Diese Aufwendungen sind icht als daue.rhaf! nicht beein­

flussbare Kostenanteile zu berücksichtigen, da es sich bei der EECi- Jmlage auf den 
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Betriebsverbrauch nicht um eine Abnahmepflicht handelt. Insofern besteht keine 

Möglichkeit zur Anpassung der Erlösobergrenze oder zur Berücksichtigung im Re­

gulierungskonto. Der Netzbetreiber handelt im Bezug des Betriebsvmbrauchs letzt­

lich als Endkunde, der auf seinen Strombezug EEG-Umlage zu zahlen ' at. Bereits 

dem Wortlaut des§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 ARegV nach ist es erforderl ich dass stets 

korrespondierende Abnahme- und Vergütungspflichten vorlit:igen. Das Vorliegen ei­

ner reinen Vergütungspflicht erfüllt somit nicht alle Tatbestandsrnerkmale des§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 ARegV. Die vom Netzbetreiber angeqebenen t<osten fü r gesetzli­

che Abnahme- und Vergütungsverpflichtungen werden daher nicht erücks ichtigt. 

2.8 Ausgleich des Regulierungskontosalok>s 

Der ermittelte Saldo wird annuitätisch über drei Jahre durch Zu - und Abschläge auf 

die Erlösobergrenze verteilt. 

Der Saldo des Regulierungskontos zum 31 .12.20 19 wird durch die Einzelbeträge 

hinsichtlich 

a) 	 der Abweichung zwischen zulässigen und erzielbamn Erlösen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV, 

b) 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten nach § 1'l Abs . 2 S. 1 

Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der kaler derjährlichen Erlös­

obergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 5 Abs. 1 S. :2 fl.l=<egV, 

c) 	 den veränderten Kosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des 

§ 5 Abs. 1 S. 3 und 4 ARegV sowie 

d) 	 der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufscfi la9 nach § 1Oa und 

dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei der Berücksichtigung der tat­

sächlich entstandenen Kapitalkosten gemäß § t'i Abs . 1 <:1 ARegV ergibt 

bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß§ 5 /\bs. L'. At~egV verzinst. 
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Der Anlage 2 sind die unverzinsten Differenzen zu entnehmen. Die Verzinsung er­

folgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jährlich clurd1c;ctinitt lich gebun­

denen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert vo 1 Jahresanfangs- und Jah­

resendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn 

abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der DE~utschen 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher VVertpapiere inländi..: 

scher Emittenten (1,01 %). 

Die sich danach für die Jahre 2021 bis 2023 er~1ebenden Zu- bzw. Abschläge auf 

die Erlösobergrenze sind Anlage 1 zu entnehmen. 

3. 	 Berücksichtigung etwaiger nachtri~g!ich ia r t< 1w·rekturen der 

Erlösobergrenze 2019 auf Grnnd von Geiricht!;entscheidun­

gen 

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31 .1 2.2019 und seine Verteilung auf die 

Erlösobergrenzen der Kalenderjahre 2021 bis 2023 mit d iesE~m Besch luss abschlie­

ßend bestimmt werden, könnten nachträgliche Korrekturen der kalEmderjährlichen 

Erlösobergrenze 2019 im Fall einer Bestandskraft dieser Entsche idung nicht mehr 

berücksichtigt werden . Daher wird die Beschlusskammer notwen d if~e Korrekturen 

der Erlösobergrenze 2019 in dem noch offenen Regulier ngsl<ontosaldo (d.h. in 

dem Regulierungskontosaldo, dessen Auflösung noch nicht absch ließend geneh­

migt wurde) , unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend § 5 Abs. 2 ARegV, 

berücksichtigen. Korrekturen können durch eine Anpassungszusage veranlasst 

sein. 

4. 	 Rückwirkende Festlegung 

Die rückwirkende Festlegung der Auflösung des F<egu l i erunJ s~rn ntos3ldos nach 

dem 01 .01 .2021 ist zulässig . 

Der sachliche Grund für das Absehen von einer Fest legun!~ bere it~; im ahr 2020 

liegt u.a. darin begründet, dass aufgrund der Corona-Pandemie zahlreiche Netzbe­

treiber Fristverlängerungen zur Übermittlung der Erhebungsbögen und IE·1ngere Fris­

ten im Rahmen der Plausibilisierung gewährt wurden. 

Seite 23 von 27 



Die rückwirkende Festlegung in Bezug auf die Erlösobergrenze 202 1 verstößt ins­

besondere nicht gegen§ 21 a Abs. 5 S. 4 EnWG. Das Regu lierungskonto wird gern. 

§ 5 Abs. 1 S. 1 und 5 ARegV ohnehin primär durch den Netzbetreib•:H geführt. Durch 

den stets vor dem 30.06 . eines Kalenderjahres der Regulierungsperiode veröffent­

lichten Erhebungsbogen zum Regulierungskonto war der NetzbE!treiber stets recht­

zeitig zur Preisbildung (01 .01. des Folgejahres) in der Lage, die p re i~3 b i ldenden Be­

standteile aus der Auflösung des Regulierungskontos für sich z 1 t 1estimmen und 

konnte diese somit seiner Entgeltbildung des Jahres 2021 zu Grund:! legen . 

Durch die Veröffentlichung der Hinweise zur Anpassung der Erlöscbergrenze waren 

dem Netzbetreiber dabei auch die wesentlichen Rechtspositionen der Beschluss­

kammer im Hinblick auf die Berücksichtigung bzw. Nicl1tberücks icl1 t i :~u ng bestimm­

ter Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostena teile i.S.d. § 11 Abs. 2 

ARegV bekannt. 

Die Systematik der ARegV sieht einen festlegungsfmien Zeitraum nicht vor. Die 

Festlegung der Auflösungsbeträge aus dem Reg ulierungskonto fir die Jahre 2021 

bis 2023 hätte danach grundsätzlich im Jahr 2020 erfolgen sollm1 . GIHichwohl ist 

eine rückwirkende Festlegung zulässig . Nach Art. 3"7 Ab!'.i . 0 de1· Richtlinie 

2009/73/EG sind die Regulierungsbehörden befugt , vorläufifJ gHltencle Übertra­

gungs- und Verteilungstarife festzulegen oder zu gem.;hrn ig13n ncl übfü ~~eeignete 

Ausgleichsmaßnahmen zu entscheiden, falls sich die f estleg ng der Tarife verzö­

gert. Wenn aber vorläufige Regelungen im Zusammenhang mit der 1=-estlegung der 

Erlösobergrenze für ein Kalenderjahr zulässig sind, muss auch einB rückwirkende 

endgültige Festlegung von Erlösobergrenzen zulässig sein (vgl. OLG Düsseldorf, 

Beschluss vom 14. September 2016, Vl-3 Kart 175/14 [V], Rn. 11 :3 ff., juris) . 

Angesichts der dargestellten Umstände erachtet die Beschlusslmrnmer die rückwi r­

kende Festlegung als vom Ermessen gedeckt. 

Vorliegend überwiegt das Interesse der Allgemeinheit an der (ri.:!cl< wir 1311den) Fest­

legung zur Auflösung der Regulierungskontosalde . Die gngEm diE! rückwirkende 

Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauenssc 1utzes hat die Be schlusskam­

mer demgegenüber im konkreten Fall als nachrangig bewertet. 

Seite 24 von 27 



Dem Netzbetreiber war zudem vorab bekannt, dass eine Festle!J ung der Beschluss­

kammer zur Genehmigung des Regulierungskontosa ldos e1iolgen wi·-d und insoweit 

eine nachträgliche Korrektur der selbständig angepassten Erlös.obmg1-enzen des 

Jahres 2021 erfolgen kann. Bereits mit den Hinweisen für die Festlenun!J der Erlös­

obergrenzen für das Jahr 2021 hat die Beschlusskammer daraur. 11 1.-1gevviesen, dass, 

sofern noch keine Bescheidung des gestellten Antrags erfolgt ist, dE~ r l \ntragswert 

bzw. der Wert gemäß der vorläufigen Anordnung für die Anpassung an zusetzen ist. 

Zudem werden mögliche Abweichungen sachgerecht über clie l\/IE!thodik des Regu­

lierungskontos ausgeglichen Dies betrifft die künftigen Genehmigungsverfah ren zu 

den Regulierungskonten des Jahres 2021 . 

Die Entscheidung ist auch verhältnismäßig. Die Entscheidung cl ient dem Zweck, 

entsprechend den Vorgaben des EnWG, der ARegV und der ~: tromNEV für die 

Jahre 2021 bis 2023 Auflösungsbeträge aus dem Reg ulierungskantesaldo festzule­

gen. Die rückwirkende Festlegung ist hierzu geeigm~t . insbesonclerE! werden 

dadurch folgerichtige Saldierungen in den Jahren 202'J bis 202:3 ermöglicht. Die 

rückwirkende Festlegung ist auch erforderlich, da ein gleich geeignetes, milderes 

Mittel nicht zur Verfügung steht. Die Entscheidung ist schließlich auch cingemessen . 

Das Interesse des Netzbetreibers, für den Zeitraum der Hüc wirkung keinen weite­

ren Vorgaben gemäß dieses Beschlusses zu unterliegen, muss aus Sicht der Be­

schlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicl1eren, preis­

günstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung. der l\l!gernei heit mit 

Elektrizität zurückstehen. Die zahlreichen nachträglichen Korrekturen E~inzelner Un­

ternehmen im Verwaltungsverfahren zeigen zudem, dass es vielfach auch im Inte­

resse der Netzbetreiber selbst ist, nachträglich noch eine Entscheidung zu treffen. 

III. Gebührren 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nac:h § 91 EnWG. 
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IV. Anlagenverweis 

Die Anlagen 1 bis 5 sind Bestandteil dieses Beschlus.ses. 

Anlage 1 Auflösungsplan und Auszug 

Anlage 2 Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA 

Anlage Ja Vergleich der Erlösobergrenzenbestandt1eile 

Anlage Jb Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinflussbare l<ostf~n 

Anlage Je Netzveränderungen 

Anlage 4 Messstellenbetrieb 

Anlage 5 Kapitalkostenaufschlag 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Be­

schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der E!undesnetzagentur (Haus­

anschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Be­

schwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsse dorf (Hausanschrift: 

Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 

Beschwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten 

und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die A1gabe: der Tatsa­

chen und Beweismittel, auf die sich die Besdlwerde stützt, enthalten. Die Be­

schwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen durch einer RE~chtsanwalt 

unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ "16 Abs. ·1 ErNJG). 

Vorsitzender 

Bourwieg 

Beisitzer 

Albrecht 

Beisi·:zm 

Pcterm :mn 
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Az: BK8-20/10461-01Anlage 1 - Auflösungsplan und Auszug Avacon Netz GmbH 

Auszug des Regulierungskontos für 2019 
- Herleitung des Saldo und Auflösungsplan-

Rechtsgrundlage 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs . 1 Satz 3 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 a ARegV 

Beschreibung 

Erlösobergrenze (EOG) gemäß § 4 ARegV 

Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen 
gemäß§ 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV · 

Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV. 
§ 35 Abs . 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KV\11<-G 

Kostenveränderung Messung I Messstellenbetrieb 
inkl. Maßnahmen gern. § 21b EnWG 

Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 2a ARegV 

Entschädigungen nach§ 15 Abs . 1 und 2 EEG 

Auflösyng von Netzanschlusskostenbeiträgen und 
Baukostenzuschüssen nach § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und 4 i. V.m. 
S. 2 StromNEV 

Kapitalkostenaufschlag 

Sonstige 

nach § 4 ARegV zulässige Erlöse 

erzielbare Erlöse 

Verzichtsbetrag in der Verprobung 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansatze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansatze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansatze 

Differenz 

tatsäi::hlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansatze 
- -----­

Differenz 

tatsächlich entstanden!! Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächl ich entstandene Ko~ten 
---­

in EOG enthattene Ansatze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
----+ 

in EOG enthaltene Ansatze 

Differenz 

Summe aus Einzeldiffarenzen 

21l1ll 
[EUft] 

Verzinsung und Auflösung des Regulierungskontos 

Bezeichnung 2019 
[EUR) 

2020 
[EUR] 

11 .. lt 

r - · 2021~2· 
[EUR) [E 

z 
I.] 

()2: 

IJF 

.. 

1 
2023 

[EUR) 

Jahresanfangsbestand ( = Vorjahressaldo) 55.748.393 

Endbestand (= Saldo aus Einzeldifferenzen) 55.468.279 55.748.393 

Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand 27.734.139 55.748.393 

Anzuwendender Zinssatz gemäß § 5 Abs. 2ARegV 1,01 % 1,01% 1,01% 1 1.01% 1 1,01% 

Verzinsung 280.115 563.059 

Saldo Regulierungskonto ( = Jahresendbestand + Verzinsung) 

Annu itätische Berücksichtigung in der Erlösobergrenze 

Auswirkung auf die Erlösobergrenze 

55.748.393 56.311.452 

.. 

-·--r=19.054.692 1 
-·-­ --­

Minde-rerlös (E 
---­

9. 

0 

054.6921 

3-erhöhend) 

19.054.692 
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Anlage 2 - Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA Avacon Netz GmbH Az : BKB-20/10461-01 

Vergleich der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermittelten Werte gern.§ 5 Abs. 1 ARegV des Jahres 2019 

1iatsächlich entstandene Kosten 

Rechtsgrundlage 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

Beschreibung 

Erlösobergrenze (EOG) gemäß § 4 ARegV 

Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter 
Netzebenen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV 

Verzichtsbetrag in der Verprobun 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV, !tatsächlich entstandene Kosten 
§ 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G in EOG enthaltene Ansätze 

Kostenveränderung Messung I Messstellenbetrieb 
inkl. Maßnahmen gern. § 21b EnWG 

Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 2a 
ARegV 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

tatsächl ich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
§ 5 l>.b!3 1 S::itz 2 f>.Reov 1E11tschädigungen nach § 15 Abs. i und 2 EEG 1 in EOG cntha!tene .A.nsätze 

, Differenz 

Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und !tatsächlich entstandene Kosten 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 1Baukostenzuschüssen nach § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und 4 1in EOG enthaltene Ansätze 

i.V.m. S. 2 StromNEV IDifferen 

I 

Angaben des 
Netzbetreibers 

{EUR] 

Bundesnetz­
agentur 
[EUR] 

Abweichungen 
[EUR] 

§ 5 Abs. 1 a ARegV 1Kapitalkostenaufsch!ag 
1 

'in EOG enthaltene Ansätze 
!Differenz 

Sonstige 
tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

Summe aus Einzeldifferenzen 
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Anlage 3a ­ Vergleich der Erlösobergrenzen Avacon Netz GmbH Az: BKS-20110461-01 

Vergleich Erlösobergrenzenbestandteile 2019 

Abweichung 

Erlösobergrenze 2019 

Formelbestandteile 

dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile 

vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile 

beeinflussbare Kostenanteile 

Effizienzbonus 

Anpassung VPl1/ VPl0 

Anpassung PF1 

Kapitalkostenaufschlag 

Q-Element 

Volatile Kosten 

Saldo Regulierungskonto 

davon Regulierungskontosaldo (2013-2016) 

davon Regulierungskontosaldo (2017) 

Härtefall 

Sonstiges 

Netzveränderungen gemäß§ 26 Abs. II - V ARegV 

Mehrerlösabschöpfung 

öffentlich rechterlicher Venrag 

Sonstiges 



Anlage 3b - Vergleich VPI und dauefhaft mcilt bcemflussbare Kosten Avacon Netz GmbH IV. 9K8-20J10461·01 

Vergleich VPI und dauerhaf t nicht beeinflußbare Kosten 2019 

l'om Statistischen Bundesamt •e<öffenllichter 
Verbraucherpreisgesamtindex des vorletzten Kalenderjahres 
vor dem Jahr, für das die Ertösobergrenze gitl (§ 8 ARegV) 

No-lbor BNotzA 
Abweichung 

Kalond4tjahr VPI Kalenderj.i.r VPI 

2017 109,lO 2017 109.lO 0,00% 

-rO.Ue_ nlchl _ 

2 . 1 

2 . 2 

2 • l 

2 . 4 

2 . 5 

2 - 6 

2 - Ga 

2 - 7 

2 - 8 
---

2 - 8b 

K_nach t 11Abo. 2ARegll 

Gesetzliche Abnahme- und VefgO!ungspHich!en 

Konzessionsabgaben 

Betriebssleuern 

Planwert: 
Erforder1iche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen 

Planwert: 
Nachrüstung von W l!chselrichtem nach§ 10 Abs. 1 SysSlab 

Genehmigte Investitionsmaßnahmen nach§ 23 ARegV 

AuHösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs . 2a ARegV 

Ml!hrkosten für die Errichtung, den Betrieb und die Andeiung 
von Erdkabeln 

Planwert : 
fvermiedene Netzenlgelte im Sinne von §1 8 StromNEV, § 35 
~29es EEG u~ 4 Abs . 3 des KWK·G 

lt'lhlungP.n ;in St3dt'! orler Gem~Wlden nt'lch M~ßgahe vnn § 5 
Abs. 4 StromNEV 

ß.,..t!"1et.tKhe vnd tarifv!!>"J'a~!tc>'!e V~•einbarung~n zu 

8NetzA 

2-9 lohnWst' I ~· und VersQrgun!)sleistunof"n (A~r.llh•ss vo1 

2 . 10 

/ . 11 

2 . 12::i 

2 . 13 

2 · 17 

Satz 2 
Sonstige 

Satz 4 

·~: . l ~ .::~:JS' 

9etnebs· l!~c! Perscna!r~tstätii::keit 

BcrufsausDtldung und Wenerbildung im Umernehmen und vo 
E!etnebsk1nderta~essta tten für Kmder der 1m Netzbereich 
beschäftiQteri Betriebsanaehörigen 

Forschung und Entnicktung nach Maßgabe des§ 25a AR eg' 

/\ufü'lsung 'Jon ßKZ I Nc:z.an:;ch:t1:;:;kö:;tcn~c:tr~gcn in 

V~rbindun~ rn. ~ der StromNEV 

En:scn::ia:gungcn r:c:ich § 15 Abs . 1 und 2 EEG 

Kosten oder Eiiöse aus Maßnahmen eines Betreibers vori 
Stromversorgungsnetzen. die einer wirksamen 
Verfahrensreaulieiuna unterlieaen 

Kosten oder Erlöse aufg!'Und einer freiwilligen 
Selbstverpfl ichtung nach§ 32 Abs . 1 Nr . 4 ARegV 

Summe 
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- Cl<wldovan Verluat· liegende 

energle Mengei 
(EUR) (kW\) 

Refer.nz.,.„.., 
Volati"1< 

"°"'""(EIMIM) 

\/olotlO 
Kosten 
(EUR) 
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Nr d9• 
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(EUR) 

summe: 
'ö1"'.ö"i".2 
01 .0 1.2018 
01 .01 .2019 

Avacon Nerz GmbH 
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v cf'Qbe:-· 
Q&Mndnleht ..........
--- """' 

bfflnll ­..... .... 
KM\l,_,.ij ...........!
. . 

[EUR)[EUR( 

Koatnnantt:ii KovteN/l~il 

Ef:lziM\z­ v·!US=- ;.:e~I: QUAlitlte­__,, .. ' .......,„, 

12'9 AR~V prelsgecamti Procl.iktr.-itHs et.rnent 

[EUR) ~AA~~S faktol"nacto§ (EUR) 

(EUR} 9re~:iV 

Vol•til• 
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[EUR) 
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Ermittlung der Kostenveränderung im Bereich Messung und Messstellenbetrieb des Jahres 2019 
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Emzelnac:hweis Avacori Neu: GmbH Ai BKS-20/10461-01 

Einzelaufstellung der Unterschiede der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermittelten Werte gern. § 5 Abs. 1 ARegV des Jahres 2019 

E1 - erzielbare Erlöse 

Kategorie 

Sonst1ae Entgelte §3 KAV Sonst1ae 

Netz· bzw. Urmpannebene/ (ZlhJer·)be2okhnung 

Niederspannun 

S.zalchnung 

Nachl'lolbetrag Berechnung nac 

~-E-lt 

EUR 

Angaben des Net:tbetrolbers 

Menge Enlgalt 
Er11lse 

Mange 

Bundttl'et2agentur 

Entgelt 
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Kapitalkos tenaufschlag 2019 


Elmitttung der Olfteref\2 gem1ß § 5 Abs 1a ARegV 

t1lUchhel'l ent&t11'1dene KaOllalkoMen 

P~nwerte a~m Be~s.s KKAut 
OU1erenz 

NettlOI Netzbl9Ze1ctH1ung 

' VPi 
VP2 
VP3 
VP< 

-m 
VP6 Netz ulsetiaflHe ""'°" 
VP7 

Stromnetzge~ft S.d Sal.l:de.lfurth • Otek.holZen 
mbH& Co l<G 

VP8 

llP9 
VPIO 
VP11 StadtYerMJ Pattensen GmbH & Co KG 
VP12 Enero.ev~l"Ofrmna Veche!&t GmbH & Co KG 

VPl3 C1emlinn.r fr19mY GmbH 

VP\4 Netzoeatt.clull Ronnent>ero GmbH & Co 1(( 

VP15 Slfomnetzges.hchatt ~1singnausen GmbH & Co KG 

VPl6 StrOl'IV'letzoes.ellsdlafl 'Minstorl GmoH & Co KG 
VPl1 Slrornoetze Peiner land GmbH 

SUTWT1e: 

Ntj Nt!Zbeztchnung 

ong11\111uNelZ 

VP2 ]'lvt:VG Satz:Qltler GmbH & Co KG 
vP& IG.u~1rw.lwrefl.,„\r\lsde11.,.1l..Gn1UH 

VPIS [Str<>,.....~!>'o'.ih.chlo'l'M#n.loriGmbHf..<:;o KG 

1 Tt-
Saehl!UgevermOg>tn 

W.lltfH AIN(IC:v•~n 

INlotM1u~oowe1ma.g..n 

l/Wlle10 Anl.og1r„„u1'6goltn 

W.~e1n ,.,,...<1e„•11"6o9n 

Abweichungen 
(EUR) 

Grundslllc:h 
Grundshlcke 

Gtunft1\>d.e 

Anllgenl)IUpl>O bzw. ""'"9ont 

-·~......... Jneubettciuien 

Anseheft'l.lnp­
JOhr 

2020 

'°" 
'°" 2Vi9 
20„ 

HbtoMeM AM4K 
H~o1t1eh4! AIVHK 
HistorhcMAK/HK 
i't11oto11M:heAKIHK 
H"IOAKMAKIHK 

BcelCMung 

runcMlrtctlllWllo,,.nut.1:1um0101 
._.~•chi! W.lt.lirtMU: zum 01 01 

lo1n<Sd91..hll 1Nll1t•nul.! iurnOI 01 

h.u•delr•thll tN.truonuU:zumOI 01 

ElnllOJ 

EUR 
EUR 
EU'R 
"Eu'ii' 
EUR 
EUR 
EUR 
EUR 

EU• 

Stllt 1"on1 
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